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1. Rechtsgrundlage 

Der Gesetzgeber hat durch die §§ 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 9 und 101 SGB V dem Gemein-
samen Bundesausschuss (G-BA) die Befugnis zur Normkonkretisierung im Bereich der ver-
tragsärztlichen Bedarfsplanung durch Erlass von Richtlinien übertragen. Der G-BA ist beauf-
tragt, die erforderlichen Vorschriften für eine funktionsfähige und deren Sinn und Zweck ver-
wirklichende Bedarfsplanung zu schaffen. 

2. Eckpunkte der Entscheidung  

§ 101 Absatz 1 Satz 2b SGB V gibt vor, dass der Gemeinsame Bundesausschuss in Richtlinien 
Bestimmungen über Regelungen beschließt, mit denen bei der Berechnung des Versorgungs-
grades die durch Ermächtigung an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärztin-
nen und Ärzte, die in ermächtigten Einrichtungen tätig sind, berücksichtigt werden. Diese Re-
gelung umfasst auch Vorgaben zum Inhalt und zum Verfahren der Meldungen der ermächtig-
ten Einrichtungen an die Kassenärztlichen Vereinigungen nach Satz 12. Dieser sieht vor, dass 
die Anzahl der in ermächtigten Einrichtungen tätigen Arzte sowie geeignete Angaben zur Er-
mittlung des auf den Versorgungsgrad anzurechnenden Leistungsumfangs von den ermäch-
tigten Einrichtungen quartalsweise an die Kassenärztlichen Vereinigungen gemeldet und in 
den Bedarfsplanen gemäß § 99 erfasst werden. Aufgrund der derzeit schwierigen Datenlage 
und der Komplexität der Fragestellung wird die bestehende Regelung verlängert.  

3. Bürokratiekosten 

Durch die im Beschluss enthaltenen Regelungen entstehen keine Informationspflichten für 
Leistungserbringerinnen und Leistungserbringer im Sinne Anlage II zum 1. Kapitel der VerfO. 
Daher entstehen auch keine Bürokratiekosten. 

4. Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

14.01.2021 UA BPL Beauftragung der AG BPL-RL Neuregelungen zur Anpassung 
der Evaluationsfrist in § 22 Absatz 6 BPL-RL 

26.03.2021 UA BPL Beschluss zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens gemäß 
§ 91 Absatz 5 und § 91 Absatz 5a SGB V 

10.06.2021 UA BPL Mündliche Anhörung und Würdigung der schriftlichen Stel-
lungnahmen  

15.07.2021 Plenum Abschließende Beratungen und Beschluss über eine Änderung 
der Bedarfsplanungs-Richtlinie 

TT.MM.JJJJ  Mitteilung des Ergebnisses der gemäß § 94 Abs. 1 SGB V erfor-
derlichen Prüfung des Bundesministeriums für Gesundheit 

TT.MM.JJJJ  Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

TT.MM.JJJJ  Inkrafttreten 
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Berlin, den 15. Juli 2021 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 
Der Vorsitzende 

 

Prof. Hecken 
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Anlage 

Zusammenfassende Dokumentation  
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